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Vorwort  
 

Ende des Jahres 2016 bewarb ich mich auf eine Stelle im Bundesministerium 

der Justiz und für Verbraucherschutz. In der Tätigkeitsbeschreibung hieß es 

sinngemäß, es gehe um den Umgang mit rechtswidrigen Hassbotschaften in 

sozialen Netzwerken. Bei Antritt der Stelle merkte ich sofort: Dieser Bereich 

hat eine große Dynamik inne. Und so hieß es bald, Selbstverpflichtungen für 

soziale Netzwerke im Umgang mit rechtswidrigen Hassinhalten mögen zwar 

in der Theorie eine gute Idee sein. Die Umsetzung dieser Idee scheitere jedoch 

insgesamt in der Praxis. Das Gesetz, das daher kurz darauf im Juni 2017 vom 

Deutschen Bundestag verabschiedet werden sollte – das Gesetz zur Verbesse-

rung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken (Netzwerkdurchset-

zungsgesetz - NetzDG) – schlug nicht nur in Deutschland hohe Wellen. Eine 

Kritik, die nach wie vor aktuell ist, sobald es um die Regulierung sozialer Netz-

werke geht, ist die gefährdete Meinungsfreiheit. 

 

Dass der Meinungsfreiheit als eines der „vornehmsten Menschenrechte über-

haupt“ eine besondere Bedeutung von Verfassungswegen zukommt, ist selbst-

verständlich. Seit jeher – insbesondere jedoch mit dem Zugang zu sozialen 

Netzwerken für breite Teile der Gesellschaft – gibt es jedoch auch eine Kehr-

seite, die berücksichtigt werden muss: rechtswidriger Hass und rechtswidrige 

Hetze, auch bekannt als sog. Hate Speech. Bei einem Treffen auf europäischer 

Ebene sind mir besonders die Worte einer Vertreterin einer zivilgesellschaftli-

chen Organisation im Gedächtnis geblieben. Sie berichtete eindrücklich von 

online Angriffen auf sich und ihre Kolleg*innen und wie machtlos sie sich 

fühlte, u. a., weil soziale Netzwerke untätig blieben. 

 

Das Ziel meiner Forschung ist es, nach diesen politischen und gesellschaftli-

chen Eindrücken, das NetzDG aus einer wissenschaftlichen Perspektive zu 

analysieren und herauszuarbeiten, was es rechtlich bedarf, damit dieses Gesetz 



in einem möglichen Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht Bestand 

hat. Daher legt diese Forschung einen Schwerpunkt auf das sog. Wiederher-

stellungsverfahren von fälschlicherweise gelöschten Inhalten und die Rechte 

hiervon betroffener Nutzer*innen.  

 

Wenn ich nun zurückblicke, hat sich der Fokus der Debatte um die „richtige 

Regulierung“ sozialer Netzwerke im Vergleich zu den Jahren 2016/2017 ver-

schoben: Stimmen, die auf spezifische Formen von rechtswidrigem Hass im 

Netz, etwa gegen Frauen, aufmerksam machen, werden stärker wahrgenom-

men. Dass wir ohne gesetzliche Maßnahmen gegen bestimmte Hassinhalte im 

Netz nicht ankommen, scheint hingegen weniger bezweifelt zu werden. Das 

zeigt auch der Entwurf des sog. Digital Services Act der Europäischen Kom-

mission, die sich im Jahr 2017 noch scharf gegen regulatorische Maßnahmen 

aussprach. Die Vermutung liegt nahe, dass sich Maßnahmen zur Regulierung 

sozialer Netzwerke auch in Zukunft hochdynamisch entwickeln werden.  

 

Ein Hinweis zu Gesetzesänderungen, Literatur und Rechtsprechung dieser For-

schung: Diese wurden bis Mitte Juli 2021 berücksichtigt. Bereits im Dezember 

2021 soll das neue Gesetz über den Datenschutz und den Schutz der Pri-

vatsphäre in der Telekommunikation und bei Telemedien (TTDSG) in Kraft 

treten. Die datenschutzrechtlichen Regelungen des Telemediengesetzes 

(TMG), die auch für diese Forschung relevant sind, sollen jedoch im TTDSG 

übernommen werden, sodass die Ausführungen in dieser Arbeit zum TMG 

weiterhin Gültigkeit haben dürften.   

 

Diese Forschung wurde im Wintersemester 2020/2021 von der Rechtswissen-

schaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Dis-

sertation angenommen. Hiermit schließt sich der Kreis: Ich nahm im Winter-

semester 2010/2011 mein rechtswissenschaftliches Studium in Münster auf, 

um sodann nach einem Auslandssemster in Rom mein Studium an der 



Humboldt-Universität zu Berlin zu beenden. Mein Dank gilt der Alma Mater 

in Münster und Prof. Dr. Bernd Holznagel, LL.M. für die Möglichkeit, an die-

ser Universität zu promovieren. 

 

Mein besonderer Dank gilt Prof. Dr. Antje G.I. Tölle für ihre brillanten An-

merkungen – unsere Schreibwerkstatt war das Beste. Weiterhin bedanke ich 

mich vor allem bei Myriam von Fromberg, Paula Salomo, Dr. Melissa Sayiner, 

Dr. Giuliana Schreck und Viola Zollitsch, LL.M. (Brügge), sei es für die stets 

konstruktive Kritik, die wertvollen Anregungen oder den emotionalen Bei-

stand. Zuletzt gilt mein ganzer Dank meiner Familie Renate und Felix Nigge-

mann für ihre bedingungslose Unterstützung. Ihr alle habt mir diesen Weg et-

was leichter gemacht.  

 

Berlin, im Juli 2021  

Sandra Niggemann  
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